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Heute: Kritischer Aussenblick auf die 
Tätigkeit der Nordwestschweizer 
Datenschutz-Aufsichtsbehörden



• Zuerst: Fokus auf Kommunikation, künstliche 
Intelligenz und digitale Souveränität 

• Danach: Diskussion, Fragen und Widerspruch



Kommunikation



Öffentlichkeit: Ist überhaupt bekannt, dass 
es Datenschutz-Aufsichtsbehörden gibt?



Mehr Bekanntheit ➡ Mehr Wirkung





• «72 % der Befragten in der gesamten EU gaben an, 
von der DSGVO gehört zu haben, darunter 40 %,  
die wissen, worum es sich dabei handelt.» 

• «68 % der Befragten in der EU geben an, von einer 
nationalen Behörde gehört zu haben, die für den 
Schutz ihrer Datenschutzrechte zuständig ist, wobei 
24 % aller Befragten angeben, dass sie auch wissen, 
welche Behörde zuständig ist.»

Europäische Kommission: Zweiter Bericht zur Anwendung der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), 25. Juli 2024



Betroffene Personen: «Wer ist für mich 
überhaupt zuständig?»







Heutige öffentliche Kommunikation:

• In erster Linie mit «Pull»: Websites, die man besuchen 
muss, Publikationen, die man finden muss, Behörden,  
die man kontaktieren muss, … 

• «Push» wenig ausgeprägt: Massenmedien, Newsletter, 
Publikationen, Social-Media, Veranstaltungen, …



Praktische Hilfe: Muster / Vorlagen 
teilweise vorhanden, aber wo bleiben  

die digitalen Hilfsmittel?





Websites: «Gefangen» im  
kantonalen Online-Auftritt







Informelle Umfrage zu Websites:

• «Ich finde die Website sehr unübersichtlich. Mir ist nicht klar, 
was ich wo finden kann.» 

• «Nicht viel Hilfreiches, vor allem kaum Muster. Juristen-
Deutsch.» 

• «Nutzt bei denen niemand ein Smartphone?» 

• «Wer ist die Zielgruppe? Wer sind die Zielgruppen?» 

• «Visuell nicht sehr ansprechend. Viel zu viel Text». 

• «Ich fand den Tätigkeitsbericht nur mit ChatGPT.»



Es gibt so viel zu erzählen!



Ärgernis: Kein «Open Access» bei 
Publikationen und Veranstaltungen



«Open Access»: Mögliche Vorbildfunktion  
auch bei Social-Media



Idealfall: Transparenz und mehr «Push»  
in der öffentlichen Kommunikation! 

Mehrfache Verwertung der vielen  
ohnehin vorhandenen Inhalte



Künstliche Intelligenz



KI: Ist die heutige Realität schon bei den 
Datenschutz-Aufsichtsbehörden 

angekommen?





KI ≠ Chatbot:

• Chatbot ➡ Copilot ➡ Agent ➡ «AI Workforce» 🔥 

• Umfassender Zugriff auf Akten, E‑Mails, externe / interne 
Datenbanken, … 

• Neue Sicherheitsrisiken wie Datenabfluss, «Prompt  
Injection», «Schatten-KI», «Vibe Coding», … 

• Autonomie vs. Verantwortung: Was bleibt von der  
Forderung «Human in  the Loop» noch übrig? 🔥





«[…] in einer Aargauer Sekundarschule erstellt 
eine künstliche Intelligenz von jedem Kind ein 

Profil […].»



Idealfall: Datenschutzrechtliche Risiken 
benennen, aber vor allem einen 

rechtmässigen KI-Einsatz aufzeigen  
und sicherstellen, auch  

beim «Outsourcing»



Digitale Souveränität



Digitale Souveränität: «Erforderliche Kontroll- und 
Handlungsfähigkeit im digitalen Raum, um die 
Erfüllung staatlicher Aufgaben sicherzustellen» 

Bundesrat: Bericht zur Digitalen Souveränität der Schweiz, 
Medienmitteilung, 26. November 2025



Deshalb: Souveränität ≠ Autarkie







«Aus folgenden Gründen hält privatim die Auslagerung 
von besonders schützenswerten oder einer 
gesetzlichen Geheimhaltungspflicht unterstehenden 
Personendaten in SaaS-Lösungen von grossen 
internationalen Anbietern durch öffentliche Organe  
in den meisten Fällen (wie namentlich M365) für 
unzulässig […].» 

privatim: Resolution «Auslagerung von Datenbearbeitungen  
in die Cloud», 24. November 2025



«Fazit: Die Nutzung internationaler SaaS-Lösungen für 
besonders schützenswerte oder einer gesetzlichen 
Geheimhaltungspflicht unterstehende Personendaten 
durch öffentliche Organe ist nur dann möglich, wenn 
die Daten vom verantwortlichen Organ selbst 
verschlüsselt werden und der Cloud-Anbieter keinen 
Zugang zum Schlüssel hat.» 

privatim: Resolution «Auslagerung von Datenbearbeitungen  
in die Cloud», 24. November 2025



Gleichzeitig: Microsoft 365 wird bereits  
im grossen Stil eingesetzt und weiter 
ausgerollt, bevorzugt mit «Labeling» 

Ergebnis: Verunsicherung bei Behörden 
und betroffenen Personen





Vertrauensfrage: Starke öffentliche 
Warnung, aber was folgt konkret? 

Wo endet die Aufsicht und  
wo beginnt die Politik?



Auch: Was ist die tatsächliche Rechtslage? 

Ist in der Schweiz wirklich alles besser? 

Was taugen die Alternativen wirklich? 

Wieso beurteilen wir ausländische 
Zugriffsrisiken je nach Staat  

so unterschiedlich?



Idealfall: Wer als Datenschutz-
Aufsichtsbehörde «unzulässig»  
sagt, muss auch erklären, was 
aufsichtsrechtlich daraus folgt



Wunschzettel ✅



• Kommunikation: Mehr «Push», konsequent «Open 
Access» und eigenständige Online-Präsenz 

• Künstliche Intelligenz: Rechtmässigen Einsatz 
aufzeigen und sicherstellen, auch beim 
«Outsourcing» 

• Digitale Souveränität: Geltendes Recht durchsetzen 
und dabei Datenschutzaufsicht und Digitalpolitik klar 
auseinanderhalten



Diskussion, Fragen und 
Widerspruch
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